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Entwurf eines Gesetzes 

über eine Zählung in der Land- und Forstwirtschaft 
(Landwirtschaftszählungsgesetz 1971) 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Da die Ergebnisse der letzten Landwirtschaftszählung von 1960 
wegen den inzwischen eingetretenen erheblichen Strukturver- 
änderungen in der Landwirtschaft weitgehend überholt sind 
und der übliche Turnus von ca. zehn Jahren zwischen den Zäh- 
lungen nunmehr erreicht ist, ist die Durchführung einer neuen 
Erhebung notwendig. Sie ist auch durch die Richtlinie Nr. 
69/400/EWG das Rates vom 28. Oktober 1969, die sich auf eine 
Empfehlung der FAO stützt, geboten. 


B. Lösung 

In den Jahren 1971 bis 1973 soll im Bundesgebiet und im Land 
Berlin eine Zählung in der Landwirtschaft einschließlich des 
Gartenbaues, des Weinbaues und der Binnenfischerei sowie in 
der Forstwirtschaft als Bundesstatistik durchgeführt werden. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Die Kosten werden auf insgesamt 50,85 Millionen DM veran- 
schlagt. Sie verteilen sich auf Bund und Länder sowie auf die 
Jahre 1970 bis 1976. Nach dem Beschluß des Bundesrates soll 
der Bund den Ländern eine Finanzzuweisung gewähren. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. September 1970 

1/4 (IV/ 1) — 70002 — La 5/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes 
über eine Zählung in der Land- und Forstwirt- 
schaft (Landwirtschaftszählungsgesetz 1971) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat in seiner Sitzung am 26. Juni 1970 gemäß Ar- 
tikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen erhebt er gegen den Entwurf keine Einwendungen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zum Beschluß des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Zählung in der Land- und Forstwirtschaft 
(Landwirtschaftszählungsgesetz 1971) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes wird in den 
Jahren 1971 bis 1973 eine Zählung in der Landwirt- 
schaft einschließlich des Gartenbaues, des Wein- 
baues und der Binnenfischerei sowie in der Forst- 
wirtschaft als Bundesstatistik durchgeführt. 

§ 2 

Die Zählung gliedert sich in: 

1. Haupterhebung, 

2. Gartenbauerhebung, 

3. Weinbauerhebung, 

4. Binnenfischereierhebung, 

5. Erhebung bei betrieblichen Zusammenschlüssen 
in der Land- und Forstwirtschaft, 

6. Erhebung über Bestand und Einsatz landwirt- 
schaftlicher Maschinen gegen Entlohnung. 


§ 3 

Die Haupterhebung (§ 2 Nr. 1) umfaßt eine Voll- 
erhebung in den Betrieben und Besitzeinheiten (Be- 
triebe) der Land- und Forstwirtschaft sowie je eine 
repräsentative Erhebung in den Betrieben der Land- 
wirtschaft und in den Betrieben der Forstwirtschaft. 


§ 4 

(1) Die Vollerhebung nach § 3 findet hinsichtlich 
der in Absatz 3 Nr. 1, 4 und 6 genannten Tatbe- 
stände im Monat Mai 1971 und hinsichtlich der in 
Absatz 3 Nr. 1 bis 3, 5, 7 bis 10 genannten Tat- 
bestände in den Monaten Januar bis März 1972 statt. 

(2) Sie erfaßt alle Betriebe 

1. mit einer landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich 
oder fischwirtschaftlich genutzten Fläche von je- 
weils mindestens 1 Hektar, 

2. mit einer landwirtschaftlich genutzten Fläche un- 
ter 1 Hektar, einschließlich der Betriebe ohne 
landwirtschaftlich genutzte Fläche, deren natür- 
liche Erzeugungseinheiten einer jährlichen land- 
wirtschaftlichen Markterzeugung im Wert von 
mindestens 4 000 Deutsche Mark entsprechen. 


(3) Es werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. Merkmale zur Kennzeichnung des Betriebes, Be- 
sitzverhältnisse, 

2. Eigenschaft des Betriebsinhabers, bei einer Be- 
triebsinhaberin auch des Ehemannes, als Ver- 
triebener oder Deutscher, der nach Kriegsende 
aus dem Gebiet der heutigen DDR oder Berlin 
(Ost) zugezogen ist, 

3. Erwerbs- und Unterhaltsquellen, Buchführung, 
Einheitswert der Hauptfeststellung 1964, 

4. Betriebsflächen und deren Nutzung nach Haupt- 
nutzungsarten, Kulturarten, landwirtschaftlichen 
Pflanzenarten und Pflanzengruppen, 

5. Gliederung der forstwirtschaftlich genutzten 
Flächen nach Baumarten und Altersgruppen, 

6. Viehhaltung, 

7. Betriebsinhaber und Ehegatte sowie auf dem 
Betrieb lebende Familienangehörige und ihre 
Beschäftigung, ständige familienfremde Arbeits- 
kräfte, ihre Stellung und Beschäftigung im Be- 
trieb, 

8. Maschinen, technische und bauliche Einrichtun- 
gen, 

9. überbetriebliche Zusammenarbeit, 

10. vertragliche Bindungen bei der land- und forst- 
wirtschaftlichen Erzeugung und dem Absatz. 


§ 5 

(1) Die repräsentative Erhebung in den Betrieben 
der Landwirtschaft nach § 3 findet in den Monaten 
Januar bis März 1972 statt. 

(2) Sie erfaßt bis zu 20 vom Hundert der Betriebe 
mit einer landwirtschaftlich genutzten Fläche 

1. von mindestens 1 Hektar, 

2. unter 1 Hektar einschließlich der Betriebe ohne 
landwirtschaftlich genutzte Fläche, deren natür- 
liche Erzeugungseinheiten einer jährlichen land- 
wirtschaftlichen Markterzeugung im Wert von 
mindestens 4 000 Deutsche Mark entsprechen. 

(3) Es werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. Arbeitszeiten der nichtständigen familienfremden 
Arbeitskräfte, soziale Sicherung des Betriebs- 
inhabers und seiner Familienangehörigen, außer- 
betriebliche Einkünfte nach Gruppen, fachlicher 
Vorbildung, 
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2. Gebäudeinvestitionen, bauliche und technische 
Verhältnisse, Einsatz von Vollerntemaschinen, 

3. Absatzverhältnisse. 

§ 6 

(1) Die repräsentative Erhebung in den Betrieben 
der Forstwirtschaft nach § 3 findet in den Monaten 
April bis Juni 1972 statt. 

(2) Sie erfaßt bis zu 20 vom Hundert der Betriebe 
von mindestens 1 Hektar forstwirtschaftlich genutz- 
ter Fläche. 

(3) Es werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. Arbeitskräfte, 

2. Maschinen und Geräte, 

3. Holzeinschlag und -absatz, 

4. Nutzungsbeschränkungen bei den Waldflächen. 

§ 7 

(1) Die Gartenbauerhebung (§ 2 Nr. 2) findet in 
den Monaten Dezember 1972 und Januar 1973 statt. 

(2) Sie erfaßt alle Betriebe, die Gartenbauerzeug- 
nisse zum Verkauf anbauen, mit 

1. einer qärtnerischen Nutzfläche von mindestens 
10 Ar, 

2. gärtnerischer Nutzfläche unter Glas oder Kunst- 
stoff. 

(3) Es werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. Merkmale zur Kennzeichnung des Betriebes, Be- 
sitzverhältnisse, Buchführung, Erwerbs- und Un- 
terhaltsquellen, 

2. Betriebsflächen und deren Nutzung nach Nut- 
zungsarten, Merkmale zur näheren Kennzeich- 
nung der Intensivobstanlagen, 

3. gärtnerische Vorbildung des Betriebsleiters, Ar- 
beitskräfte nach Zahl und Arbeitszeitgruppen, 

4. Absatzwege und vertragliche Bindungen bei der 
Erzeugung und dem Absatz, 

5. Maschinen, technische und bauliche Einrichtun- 
gen. 

§ 8 

(1) Die Weinbauerhebung (§ 2 Nr. 3) findet in 
den Monaten Dezember 1972 und Januar 1973 statt. 

(2) Sie erfaßt 

1. alle Betriebe mit einer bestockten oder zur Wie- 
derbestockung vorgesehenen Rebflache von min- 
destens 10 Ar, 

2. alle Betriebe, die Weinbauerzeugnisse, Trauben, 
Maische, Most, Wein oder Erzeugnisse daraus 
zum Verkauf hersteilen, 

3. alle Winzergenossenschaften, Erzeugergemein- 
schaften und Verbundbetriebe mit Kellereien. 


(3) Es werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. Bei Betrieben nach Absatz 2 Nr. 1 und 2 

a) Merkmale zur Kennzeichnung des Betriebes, 
Besitzverhältnisse, Erwerbs- und Unterhalts- 
quellen, 

b) Betriebsflächen und deren Nutzung nach Nut- 
zungsarten sowie Rebflächen und deren Be- 
pflanzung und Bearbeitung, 

c) fachliche Vorbildung des Betriebsleiters, Ar- 
beitskräfte nach Zahl und Arbeitszeitgruppen, 

d) Maschinen, technische und bauliche Einrich- 
tungen, 

e) Verwertung des Erntegutes, Absatzwege und 
vertragliche Bindungen bei der Erzeugung 
und dem Absatz. 

2. Bei Winzergenossenschaften, Erzeugergemein- 
schaften und Verbundbetrieben mit Kellereien 
nach Absatz 2 Nr. 3 

a) Merkmale zur Kennzeichnung des Betriebes, 

b) Anlieferung von Weinmost, 

c) Absatzwege für Wein, 

d) Einrichtungen der Kellerwirtschaft. 

§ 9 

(1) Die Binnenfischereierhebung (§ 2 Nr. 4) findet 
im Monat Juni 1972 statt. 

(2) Sie erfaßt alle Betriebe, die Fluß- oder Seen- 
fischerei, Teichwirtschaft oder Fischzucht zu Erwerbs- 
zwecken betreiben. 

(3) Es werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. Merkmale zur Kennzeichnung des Betriebes, 

2. Gewässer und deren Bewirtschaftung, Fischfänge 
und Fischerzeugung, 

3. fachliche Vorbildung des Betriebsleiters, Arbeits- 
kräfte nach Zahl und Beschäftigungsart. 

§ 10 

(1) Die Erhebung bei betrieblichen Zusammen- 
schlüssen in der Land- und Forstwirtschaft (§ 2 Nr. 5) 
findet in der Landwirtschaft in den Monaten Okto- 
ber 1971 bis April 1972, in der Forstwirtschaft in den 
Monaten April bis Juni 1972 statt. 

(2) Sie erfaßt in der Landwirtschaft die Erzeuger- 
gemeinschaften, Erzeugerringe und betrieblichen Ge- 
meinschaften, in der Forstwirtschaft die forstlichen 
Zusammenschlüsse. 

(3) Es werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. Merkmale zur Kennzeichnung des Zusammen- 
schlusses und der angeschlossenen Betriebe, 

2. Bindungen der angeschlossenen Mitglieder, 

3. Art und Umfang der Tätigkeit, Beteiligungs- und 
Absatzverhältnisse, Finanzierung. 
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§ 11 

(1) Die Erhebung über Bestand und Einsatz land- 
wirtschaftlicher Maschinen gegen Entlohnung (§ 2 
Nr. 6) findet im Monat Januar 1972 statt. 

(2) Sie erfaßt die Unternehmen, die gewerbsmä- 
ßig landwirtschaftliche Maschinen einsetzen. 

(3) Es werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. Merkmale zur Kennzeichnung des Betriebes, 

2. Maschinenbestand und Einsatz in landwirtschaft- 
lichen Betrieben. 

§ 12 

Auskunftspflichtig sind 

1. für die Erhebungen nach den §§ 4 bis 9 die In- 
haber und Leiter der dort genannten Betriebe, 

2. für die Erhebungen nach den §§ 8 und 10 die Vor- 
standsmitglieder, Geschäftsführer und Mitglieder 
der dort genannten Genossenschaften, Erzeuger- 
gemeinschaften, Erzeugerringe, Verbundbetriebe, 
Zusammenschlüsse und betrieblichen Gemein- 
schaften, 

3. für die Erhebungen nach § 11 die Inhaber und 
Leiter der dort genannten Unternehmen. 


§ 13 

(1) Soweit die Erhebungen durch Zähler durchge- 
führt werden, sind diese berechtigt und verpflichtet, 
Eintragungen selbst vorzunehmen, wenn dies zur Er- 
füllung des Zwecks der Zählung erforderlich ist und 
die Auskunftspflichtigen einverstanden sind. 

(2) Die Erhebungen nach den §§ 5, 6 und 10 wer- 
den von hierzu besonders geschulten Zählern (Erhe- 
bern) durchgeführt. Die Erheber sind verpflichtet, die 
Erhebungsbogen an Ort und Stelle im Beisein eines 
Auskunftspflichtigen auszufüllen. 

(3) Den mit der Durchführung der Erhebungen be- 
trauten Personen ist das Betreten der Grundstücke, 
Wirtschaftsgebäude und Lagerräume, die Gegen- 
stand der Erhebung sind, zu gestatten. 


§ 14 

(1) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden 
ermitteln nach Maßgabe der Artikel 1 bis 5 der 
Richtlinie Nr. 69/400/EWG des Rates vom 28, Okto- 
ber 1969 über die Durchführung der von der FAO 
empfohlenen allgemeinen Landwirtschaftszählung 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
288 S. 1) aus den Einzelangaben der Zählung die in 
Artikel 6 Abs. 1 der Richtlinie Nr. 69/400/EWG ge- 
forderten Ergebnisse und leiten sie dem Statistischen 
Bundesamt zu. 

(2) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden 
leiten dem Statistischen Bundesamt zur Erfüllung des 


Artikels 7 der Richtlinie Nr. 69/400/EWG die Einzel- 
angaben der Zählung zu. Das Statistische Bundesamt 
bewahrt diese Angaben auf. 

(3) Das Statistische Bundesamt übermittelt der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften im 
Namen der Bundesrepublik Deutschland die in Ar- 
tikel 6 Abs. 1 der Richtlinie Nr. 69/400/EWG genann- 
ten Ergebnisse und die nach Maßgabe des Artikels 7 
der genannten Richtlinie an die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu liefernden Anga- 
ben. 

§ 15 

Ordnungswidrig handelt, wer entgegen § 13 

Abs. 3 das Betreten eines dort bezeichneten Grund- 
stücks, Wirtschaftsgebäudes oder Lagerraumes nicht 
gestattet. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 


§ 16 

(1) Einzelangaben dürfen vom Statistischen Bun- 
desamt und von den Statistischen Landesämtern an 
die für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zu- 
ständigen obersten Bundes- und Landesbehörden 
und die von diesen bestimmten Stellen und Personen 
ohne Nennung des Namens des Auskunftspflichtigen 
weitergeleitet werden. Eine Weiterleitung zu steuer- 
lichen Zwecken ist ausgeschlossen. 

(2) In statistischen Tabellen dürfen Einzelangaben 
von Betrieben über Anbauflächen, Arbeitskräfte und 
Inventar ohne Nennung von Namen und Anschriften 
als Bundes- oder Landesergebnisse veröffentlicht 
werden, soweit dies zur vollständigen Darstellung 
der Ergebnisse in den Tabellen erforderlich ist; in 
Ergebnissen, die regional tiefer gegliedert sind, 
dürfen Einzelangaben nicht veröffentlicht werden. 

(3) Die Vorschriften der §§ 12 und 13 des Geset- 
zes über die Statistik für Bundeszwecke sind auf 
Personen, die bei Stellen beschäftigt sind, denen 
Einzelangaben zugeleitet werden, entsprechend an- 
zuwenden. 


§ 17 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates 

1. die Zeiten für die Durchführung der Erhebungen 
nach den §§ 4 bis 11 zu ändern, soweit dies aus 
arbeitstechnischen Gründen erforderlich ist, 

2. bei den Erhebungen einzelne Tatbestände weg- 
fallen zu lassen oder durch andere wesensver- 
wandte Tatbestände zu ersetzen, soweit diese 
Änderungen aufgrund der Ergebnisse der Probe- 
befragungen für die Landwirtschaftszählung 1971 
zwingend erforderlich sind, keine wesentliche 
Umstellung des Erhebungsprogramms bedeuten 
und keine zusätzlichen Kosten verursachen. 
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§ 18 

Die Befugnis der Bundesregierung, Rechtsverord- 
nungen nach § 6 Abs, 2 des Gesetzes über die Sta- 
tistik für Bundeszwecke zu erlassen, bleibt unbe- 
rührt. 

§ 19 

Bei den Inhabern oder Leitern der durch die Voll- 
erhebung nach § 4 dieses Gesetzes erfaßten Betriebe 
entfällt im Jahre 1971 die Befragung 

1. bei der Bodennutzungsvorerhebung nach § 3 
Abs. 1 Sätze 2 und 3 des Gesetzes über Boden- 
nutzungs- und Ernteerhebung vom 23. Juni 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 405), 

2. bei der Bodennutzungshaupterhebung nach § 4 
des Gesetzes über Bodennutzungs- und Ernte- 
erhebung. 

§ 20 

(1) § 1 Abs. 2 letzter Halbsatz des Viehzählungs- 
gesetzes vom 18. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 522), 
zuletzt geändert durch das Gesetz über eine Geflü- 
gelstatistik vom 29. März 1967 (Bundesgesetzbl. I 
S. 388), erhält folgende Fassung: 

„ihr Verhältnis zur landwirtschaftlich genutzten 

Fläche 11 . 

(2) Abweichend von § 1 Abs. 2 des Viehzählungs- 
gesetzes wird bei der allgemeinen Viehzählung im 
Monat Dezember 1971 das Verhältnis der Viehbe- 
stände zur landwirtschaftlich genutzten Fläche nicht 
erfaßt. 

§ 21 

Das Gesetz über eine Statistik der Arbeitskräfte in 
der Land- und Forstwirtschaft vom 24. Juni 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 409) wird wie folgt geändert: 


1. § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) über die Arbeitskräfte in der Land- und 
Forstwirtschaft werden im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes Erhebungen als Bundesstatistik 
durchgeführt. Die Erhebungen beginnen in der 
Landwirtschaft mit dem Wirtschaftsjahr 1972/73, 
in der Forstwirtschaft mit dem Wirtschaftsjahr 
1973/74. Sie finden in der Landwirtschaft in je- 
dem zweiten Wirtschaftsjahr, in der Forstwirt- 
schaft in jedem dritten Wirtschaftsjahr statt. 11 

2. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„In landwirtschaftlichen Betrieben mit min- 
destens 1 Hektar landwirtschaftlich genutzter 
Fläche sowie in landwirtschaftlichen Betrieben 
mit weniger als 1 Hektar landwirtschaftlich 
genutzter Fläche, deren natürliche Erzeu- 
gungseinheiten einer jährlichen landwirt- 
schaftlichen Markterzeugung im Wert von 
mindestens 4 000 Deutsche Mark entsprechen, 
werden in den Erhebungsjahren halbjährlich 
repräsentative Erhebungen durchgeführt. 11 

b) In Satz 2 wird die Zahl „65 000 11 durch die 
Zahl „80 000" ersetzt. 


§ 22 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 23 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Die Landwirtschaftszählungen sind als Teil der 
Bereichszählungen, die in längerfristigem Abstand 
durchgeführt werden, die wichtigste Informations- 
quelle über die Produktionsgrundlagen und Struk- 
tur der Land- und Forstwirtschaft. Dabei werden 
die Zählungen entsprechend der wirtschaftlichen 
und agrarpolitischen Entwicklung zunehmend so 
ausgerichtet, daß Erkenntnisse über die sozial- 
ökonomische Situation der landwirtschaftlichen Be- 
völkerung gewonnen werden können. Die Ergeb- 
nisse der Landwirtschaftszählung, die nach Betriebs- 
größen, Betriebstypen und anderen Strukturmerk- 
malen gegliedert werden, vermitteln nicht nur einen 
einmaligen Gesamtüberblick über die Betriebsver- 
hältnisse zur Zeit der Zählung, sondern bilden für 
einen längeren Zeitraum die umfassendste stati- 
stische Grundlage für zahlreiche Zwecke der all- 
gemeinen Wirtschafts- und Regionalpolitik, der Ver- 
waltung und der Forschung. Die letzten Landwirt- 
schaftszählungen fanden 1939, 1949 und 1960 statt. 
Da der übliche Turnus zwischen den Zählungen nun- 
mehr erreicht ist und die Ergebnisse der Landwirt- 
schaftszählung 1960 wegen der inzwischen eingetre- 
tenen erheblichen Strukturveränderungen in der 
Landwirtschaft weitgehend überholt sind, ist die 
Durchführung einer neuen Erhebung notwendig. 

Die Ergebnisse der EWG-Agrarstrukturerhebung 
1966/67 können nicht an die Stelle der Ergebnisse 
einer Landwirtschaftszählung treten, weil die EWG- 
Agrarstrukturerhebung nur ein sehr beschränktes 
Fragenprogramm umfaßte. Außerdem wurde die 
Strukturerhebung 1966/67 nur als Repräsentativ- 
erhebung durchgeführt und lieferte daher nur Ergeb- 
nisse für das Bundesgebiet, die Länder und die 
Regierungsbezirke. Ergebnisse in tieferer regionaler 
Gliederung, wie sie für viele Zwecke benötigt wer- 
den, konnten nicht erstellt werden. 

Eine neue Landwirtschaftszählung ist über die natio- 
nalen Erfordernisse hinaus auch deshalb notwendig, 
weil der Rat der Europäischen Gemeinschaften auf- 
grund der Entschließung der Ernährungs- und Land- 
wirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen 
(FAO), um das Jahr 1970 einen Weltagrarzensus 
durchzuführen, am 28. Oktober 1969 die Richtlinie 
über die Durchführung der von der FAO empfoh- 
lenen allgemeinen Landwirtschaftszählung (69/400/ 
EWG) (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 288) erlassen hat. 

Insbesondere ist die vorgesehene Landwirtschafts- 
zählung 1971 aus folgenden Gründen dringend er- 
forderlich: 

1. Einer umfassenden Erhebung bedarf es, um die 
Entwicklung der Agrarstruktur, die sich unter 
dem Zwang der Landwirtschaft zur Anpassung 
an die veränderten wirtschaftlichen und gesell- 


schaftlichen Verhältnisse vollzieht, verfolgen 
und die Landwirtschaft in ihrem Anpassungs- 
prozeß durch gezielte fachliche Maßnahmen 
unterstützen zu können. Neben den Ergebnissen 
über die Agrarstruktur sind dazu insbesondere 
Angaben über die sozialökonomische Situation 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung von Bedeu- 
tung. Zugleich sind die Ergebnisse der Landwirt- 
schaftszählung ein unentbehrliches Hilfsmittel 
für die allgemeine Wirtschafts- und Regional- 
politik sowie für Maßnahmen der Raumordnung, 
da die Förderung der Entwicklung des ländlichen 
Raumes nur aufgrund eingehender Kenntnis 
möglich ist. 

Für den nach dem Landwirtschaftsgesetz vom 
5. September 1955 (BGBl. I S. 565) von der Bun- 
desregierung jährlich vorzulegenden Bericht 
über die Lage der Landwirtschaft (Grüner Be- 
richt) und für die von der Bundesregierung auf- 
grund des genannten Gesetzes zu treffenden 
Maßnahmen bilden die Ergebnisse der Landwirt- 
schaftszählung wertvolle Unterlagen. 

2. Die Ergebnisse der Landwirtschaftszählung wer- 
den benötigt, um das Erhebungsprogramm zu 
erfüllen, das in der vom Rat der Europäischen 
Gemeinschaften erlassenen Richtlinie über die 
Durchführung der von der FAO empfohlenen 
allgemeinen Landwirtschaftszählung festgelegt 
ist. In der Richtlinie ist vorgesehen, daß die 
Erhebung im wesentlichen für das Erntejahr 1970 
oder das Erntejahr 1971 erfolgen soll. Aufgabe 
der Erhebung nach einem gemeinschaftlichen Pro- 
gramm ist nach der Richtlinie die Erstellung ver- 
gleichbarer statistischer Ergebnisse, um den 
Erfordernissen der gemeinsamen Agrarpolitik 
Rechnung zu tragen. Außerdem werden die der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft für das 
gemeinschaftliche Programm zur Verfügung ge- 
stellten Ergebnisse benutzt, um den Anforderun- 
gen der FAO im Rahmen des Weltagrarzensus 
zu entsprechen. 

3. Ein umfassender Überblick über die Agrarstruk- 
tur wird darüber hinaus zur Bewältigung der 
landwirtschaftlichen Struktur-, Markt- und Sozial- 
probleme in der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft benötigt. Für die Verhandlungen im Rah- 
men der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
sind neue statistische Feststellungen und Ergeb- 
nisse in möglichst breiter sachlicher und tiefer 
regionaler Gliederung unentbehrlich. 

4. Die Ergebnisse einer allgemeinen Zählung in 
der Land- und Forstwirtschaft stellen, abgesehen 
vom Agrarbereich, auch in allgemein volkswirt- 
schaftlicher Sicht unentbehrliches Material dar. 
Die Land- und Forstwirtschaft muß ebenso wie 
alle anderen Bereiche in eine Gesamtinventur 
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der Volkswirtschaft, wie sie die Zählungen um 
das Jahr 1970 darstellen sollen, einbezogen wer- 
den. Wenn durch das vorliegende Gesetz vor- 
gesehenen wird, die land- und forstwirtschaft- 
lichen Betriebe zur Sicherung der vollständigen 
Erfassung und wegen der Breite der agrarpoli- 
tisch wichtigen Fragestellungen in einer beson- 
deren Zählung zu erfassen, so ist die Landwirt- 
schaftszählung 1971 dennoch insoweit als Ergän- 
zung der nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstätten- 
zählung anzusehen, als sie für die Land- und 
Forstwirtschaft die Produktionsgrundlagen in 
entsprechender Weise feststellen soll, wie es 
durch die Arbeitsstättenzählung in Verbindung 
mit anderen Erhebungen für die übrigen Wirt- 
schaftszweige geschieht. Ihre Ergebnisse sollen 
zusammen mit denen der anderen Wirtschafts- 
bereiche zu einem Gesamtbild der Volkswirt- 
schaft führen. Die zeitliche Trennung der Land- 
wirtschaftszählung von der Arbeitsstättenzäh- 
lung hat sich bereits I960, als in gleicher Weise 
verfahren wurde, als technisch vorteilhaft und 
arbeitsersparend erwiesen. 

5. Die laufenden landwirtschaftlichen Statistiken 
sind in den vergangenen Jahren zunehmend auf 
repräsentative Erhebungen umgestellt worden, 
wodurch erhebliche Einsparungen an Arbeit und 
Kosten möglich wurden. Repräsentativstatistiken 
setzen jedoch voraus, daß in gewissen Abstän- 
den allgemeine Erhebungen erfolgen, deren Er- 
gebnisse als Grundlage für die Schichtung und 
Auswahl der Stichproben sowie zur Hochrech- 
nung der Ergebnisse verwendet werden. Die 
Erhebungen nach diesem Gesetz sind geeignet, 
diese Grundlage zu schaffen. Die vielfältigen 
und wachsenden Bedürfnisse nach tiefer regio- 
naler Gliederung können im wesentlichen nur 
noch durch die in längerfristigem Abstand durch- 
geführten allgemeinen Zählungen befriedigt 
werden. 


2. Im einzelnen 

§ 1 umreißt den Umfang des Gesetzes. 

Im § 2 werden die Einzelerhebungen der Landwirt- 
schaftszählung aufgeführt. 

§ 3 gliedert die Haupterhebung in eine Vollerhe- 
bung und je eine repräsentative Betriebserhebung 
in der Land- und Forstwirtschaft. 

Die Vollerhebung (§ 4) muß wegen der rechtzei- 
tigen Flächenfeststellung für die Erntestatistik und 
aus methodischen Gründen in 2 Phasen, und zwar 
im Mai 1971 und in den Monaten Januar bis März 
1972 durchgeführt werden. Die Erhebung in 2 Pha- 
sen bedeutet jedoch lediglich, daß einige Komplexe 
zeitlich getrennt voneinander erhoben werden sol- 
len; Doppelzählungen sind damit nicht verbunden. 
In Anpassung an Gemeinschaftserhebungen der 
EWG wird die untere Erfassungsgrenze der Betriebe 
nach der Fläche auf 1 ha landwirtschaftlich, forst- 
wirtschaftlich oder fischwirtschaftlich genutzter 
Fläche festgelegt, während bei der Landwirtschafts- 


zählung 1960 noch alle Betriebe ab 0,5 ha Betriebs- 
fläche erfaßt wurden. Außerdem sollen in die neue 
Zählung von den Betrieben mit weniger als 1 ha 
Nutzfläche diejenigen einbezogen werden, die eine 
jährliche landwirtschaftliche Markterzeugung von 
mindestens 4000 DM erreichen. Diese Abgrenzung 
erfolgt bei der Erhebung nach natürlichen Erzeu- 
gungseinheiten, die nach der Größe der Vieh- 
bestände und der bewirtschafteten Flächen bemes- 
sen sind. Auf Grund dieser Festlegung der Erfas- 
sungsgrenze ergeben sich gegenüber der Landwirt- 
schaftszählung 1960 Kostenersparnisse und eine 
Entlastung der mit der Durchführung der Zählung 
befaßten Stellen. Die Erfassung der Anbauflächen 
im ersten Teil der Vollerhebung im Mai 1971 er- 
füllt zugleich die Anforderungen des Gesetzes über 
Bodennutzungs- und Ernteerhebung (vgl. § 19). Um 
die Grundgesamtheit zur Auswahl der Betriebe für 
den repräsentativen Teil der Erhebung (§ 5) zu 
ermitteln, muß schon bei der Erhebung im Mai die 
Viehhaltung mit erfaßt werden. Die repräsentative 
Viehzwischenzählung nach dem Viehzählungsgesetz 
vom 18. Juni 1956 (BGBl. I S. 522), die am 3. Juni 
1970 stattfindet, erfaßt dagegen nur die Rindvieh-, 
Schweine- und Schafbestände in etwa 14 °/o der be- 
stehenden Zählflächen, und zwar nach ihrem Stand- 
ort und ohne Rücksicht darauf, ob sie zu einem 
landwirtschaftlichen Betrieb gehören. Soweit die 
Betriebe zu beiden Zählungen Angaben zu machen 
haben, können diese am Stichtag der Viehzwischen- 
zählung miteinander verbunden werden. 

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 soll die Eigenschaft des 
Betriebsinhabers — bei Betriebsinhaberinnen auch 
des Ehemannes — als Vertriebener oder Deutscher 
aus dem Gebiet der heutigen DDR oder aus Berlin 
(Ost) festgestellt werden. Diese Ergebnisse einer 
einmaligen Erhebung, die über den Stand der von 
Bund und Ländern geförderten Eingliederung der 
vertriebenen und geflüchteten Landwirte Aufschluß 
geben, werden aus politischen Gründen benötigt. 
Auf die Feststellung der Vertriebenen- und Flücht- 
lingseigenschaft nach dem Gesetz über Boden- 
nutzungs- und Ernteerhebung vom 23. Juni 1964 
(BGBl. I S. 405) wird dagegen im Hinblick auf die 
Landwirtschaftszählung, entsprechend dem vorgeleg- 
ten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Geset- 
zes über Bodennutzungs- und Ernteerhebung, ver- 
zichtet. 

Bei der zweiten Phase der Vollerhebung werden, 
außer den für eine Strukturerhebung charakteristi- 
schen und für die Strukturpolitik erforderlichen 
Merkmalen, wegen der wachsenden agrarpolitischen 
Bedeutung erstmalig auch Feststellungen über die 
vertikale und horizontale Integration getroffen. 

Zur Kostenersparnis und zur Entlastung der Zähler- 
organisation sollen schwierigere Fragen an die 
landwirtschaftlichen Betriebe mit einem Auswahl- 
satz von bis zu 20 °/o der Betriebe in einer repräsen- 
tativen Erhebung (§ 5) gestellt werden. Ein Aus- 
wahlsatz von 20 % ist insbesondere wegen der vor- 
gesehenen tiefen regionalen Gliederung im Inter- 
esse der Stichprobengenauigkeit notwendig. Die 
repräsentative Erhebung erfolgt durch Erheber 
(Interviewer) in der Zeit von Januar bis März 1972. 
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Während mit der Landwirtschaftszählung 1960 eine 
gesonderte Vollerhebung in der Forstwirtschaft ver- 
bunden war, ist jetzt für die Sondererhebung in der 
Forstwirtschaft nur eine repräsentative Erhebung 
(§ 6) mit einem Auswahlsatz von bis zu 20% der 
Betriebe für die Zeit von April bis Juni 1972 vor- 
gesehen, Diese Erhebung beschränkt sich zudem auf 
die zur Zeit für die Forstpolitik wichtigsten Merk- 
male. Weitere für die Forstpolitik wichtige An- 
gaben fallen aus der Vollerhebung und der reprä- 
sentativen Erhebung für die Landwirtschaft an. 

Wie bei früheren Landwirtschaftszählungen ist im 
Anschluß an die Haupterhebung in der Landwirt- 
schaft in der Zeit von Dezember 1972 bis Januar 
1973 wieder eine Gartenbauerhebung (§ 7) zur Erfas- 
sung der wichtigsten Strukturveränderungen vorge- 
sehen. Die untere Erfassungsgrenze ist gegenüber 
früheren Erhebungen bei den Betrieben mit Frei- 
landanbau auf 10 Ar gärtnerische Nutzfläche und 
Verkaufsanbau erhöht worden. Zur Erfassung der 
Strukturveränderungen im Weinbau ist für Dezem- 
ber 1972 bis Januar 1973 wie auch früher eine Wein- 
bauerhebung vorgesehen (§ 8). Auch hier sollen die 
für die Agrarpolitik besonders wichtigen Struktur- 
merkmale der Betriebe mit Rebflächen von minde- 
stens 10 Ar sowie der Betriebe, die Weinbauerzeug- 
nisse, Trauben, Maische, Most, Wein oder Erzeug- 
nisse daraus für den Verkauf herstellen, erfaßt 
werden. Wegen der besonderen Bedeutung für 
Weinverarbeitung und Weinabsatz werden Winzer- 
genossenschaften, Erzeugergemeinschaften und Ver- 
bundbetriebe mit Kellereien in die Erhebung einbe- 
zogen. 

Die Binnenfischereierhebung (§ 9) im Juni 1972 soll 
neue Ergebnisse über Struktur und Bewirtschaftungs- 
verhältnisse der Fluß- und Seefischerei sowie der 
Teichwirtschaft und Fischzucht liefern. 

Wegen der wachsenden Bedeutung der Kooperation 
in der Land- und Forstwirtschaft sollen ihre Erschei- 
nungsformen erstmalig in einer amtlichen Statistik 
erfaßt werden (§ 10). In die Erhebung sollen in 
der Landwirtschaft in den Monaten Oktober 1971 
bis April 1972 die Erzeugergemeinschaften, Erzeu- 
gerringe und betrieblichen Gemeinschaften, in der 
Forstwirtschaft von April bis Juni 1972 die forst- 
lichen Zusammenschlüsse einbezogen werden. 

Da der gewerbsmäßige Einsatz von landwirtschaft- 
lichen Maschinen durch Unternehmer in der Land- 
wirtschaft als wichtige Form der überbetrieblichen 
Maschinenverwendung in den letzten Jahren stark 
angewachsen ist, ist erstmalig beabsichtigt, im Ja- 
nuar 1972 bei den Unternehmen, die gewerbsmäßig 
landwirtschaftliche Maschinen einsetzen (§ 11), den 
Maschinenbestand und dessen Einsatz in landwirt- 
schaftlichen Betrieben zu erheben. 

§ 12 legt den auskunftspflichtigen Personenkreis fest. 

Nach § 13 sollen die repräsentativen Zählungsteile 
und die Erhebung bei betrieblichen Gemeinschaften 
wegen des erhöhten Schwierigkeitsgrades von Er- 
hebern, die übrigen Zählungsteile dagegen wie üb- 
lich von Zählern durchgeführt werden. Absatz 3 soll 
den Zählern und Erhebern die Möglichkeit geben, 
die für die Erhebung in Frage kommenden Grund- 
stücke, Wirtschaftsgebäude und Lagerräume zu be- 


treten, um damit zuverlässige Ergebnisse zu gewähr- 
leisten. 

§14 enthält die Vorschriften über die Weiterleitung 
der Ergebnisse und die Aufbewahrung der Grund- 
daten der Erhebung, die zur Erfüllung der Richtlinie 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften über die 
Durchführung der von der FAO empfohlenen allge- 
meinen Landwirtschaftszählung erforderlich sind. 

§ 15 enthält zusätzliche Bestimmungen über Ord- 
nungswidrigkeiten, soweit diese nicht im Gesetz 
über die Statistik für Bundeszwecke vom 3. Septem- 
ber 1953 (BGBl. I S. 1314) geregelt sind. 

Um berechtigten Informationsbedürfnissen nachkom- 
men zu können, ist in § 16 vorgesehen, daß Einzel- 
angaben ohne Nennung des Namens des Auskunfts- 
pflichtigen an einen begrenzten Empfängerkreis wei- 
tergeleitet werden können. Die Veröffentlichung von 
Einzelangaben der Betriebe soll in statistischen 
Tabellen ohne Nennung von Namen und Anschriften 
in begrenztem Umfange zugelassen werden. Die 
Veröffentlichung derartiger Einzelangaben soll sich 
nur erstrecken auf Ergebnisse über Anbauflächen, 
Arbeitskräfte und Inventar als Ergebnisse für das 
Bundesgebiet und für die Länder; in Ergebnissen, 
die regional tiefer gegliedert sind, sollen Einzelan- 
gaben nicht mit veröffentlicht werden. 

Da das Gesetz wegen der notwendigen Vorberei- 
tungsarbeiten bereits 1970 verkündet sein muß, der 
Zeitraum der Einzelerhebungen sich aber bis Anfang 
1973 hinzieht und die Ergebnisse der zweiten Probe- 
befragung nach der Verordnung über Probebefra- 
gungen für die Landwirtschaftszählung 1971 vom 
28. April 1969 (BGBl. I S. 341) erst Anfang 1971 vor- 
liegen und ausgewertet werden können, erscheint 
es zweckmäßig (§ 17), eventuell notwendig werdende 
kleinere Änderungen im Ablaufplan und Erhebungs- 
programm durch Rechtsverordnung zu berücksichti- 
gen. Derartige Änderungen sollen nur bei zwingen- 
dem Bedarf erfolgen, um die statistischen Dienste 
bei der Durchführung der Zählung zu unterstützen. 
Die Befugnis der Bundesregierung in § 18, Rechts- 
verordnungen nach § 6 Abs. 2 StatGes zu erlassen, 
ist wie in vorangegangenen Gesetzen über agrar- 
statistische Erhebungen zur Klarstellung erwähnt. 
Die Angaben der Betriebe zur Haupterhebung (§ 4) 
enthalten einen wesentlichen Teil der Tatbestände 
der gesetzlich angeordneten Bodennutzungserhe- 
bung. Um Doppelbefragungen zu vermeiden, soll 
daher nach § 19 für diese Betriebe die gleiche Be- 
fragung im Rahmen der Bodennutzungserhebung 
entfallen. 

Die in § 20 Abs. 1 bezeichnete Änderung, die sich auf 
die landwirtschaftlich genutzte Fläche erstreckt, er- 
folgt zum Zwecke der Harmonisierung der Statistik 
in der EWG. Auf die Sonderaufbereitung der Ergeb- 
nisse der Viehzählung von Dezember 1971 soll nach 
§ 20 Abs. 2 verzichtet werden, da entsprechende Er- 
gebnisse aus der Haupterhebung im Mai 1971 (§ 4) 
anfallen. 

Da Ergebnisse über die Arbeitskräfte in der Land- 
wirtschaft für das Jahr 1971 aus der Haupterhebung 
der Landwirtschaftzählung gewonnen werden, soll, 
wie in der Verordnung über die Durchführung der 
Erhebung der Arbeitskräftestatistik in der Land- 
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Wirtschaft 1970/71 vom 12. November 1969 (BGBl. I 
S. 2101) festgelegt, im Wirtschaftsjahr 1970/71 auf 
3 Monatserhebungen verzichtet werden, so daß nur 
eine Monatserhebung im Juli 1970 stattfindet. § 21 
legt fest, daß wegen der besonderen Bedeutung der 
Feststellung der Arbeitskräfte für agrarpolitische 
Zwecke die nächstfolgenden Erhebungen in der 
Landwirtschaft nach dem Gesetz über eine Statistik 
der Arbeitskräfte in der Land- und Forstwirtschaft 
vom 24. Juni 1964 (BGBl. 1 S. 409) im Wirtschaftsjahr 
1972/73 stattfinden. Die Erhebungen sollen danach 
in zweijährigem Turnus fortgesetzt werden; dabei 
sollen jedoch nicht 4 Monatserhebungen, sondern 
nur 2 Monatserhebungen durchgeführt werden. In 
einem Zeitraum von 6 Jahren werden somit zukünf- 
tig 6 Erhebungen statt 8 Erhebungen nach der bis- 
herigen Regelung durchzuführen sein. Die Erhebung 
der Arbeitskräfte in der Forstwirtschaft wird um ein 
Jahr auf das Wirtschaftsjahr 1973/74 verschoben, 


die weiteren Erhebungen schließen sich in 3jährigem 
Turnus an. 

Die untere Erfassungsgrenze uer Arbeitskräftesta- 
tistik soll an die der Haupterhebung der Landwirt- 
schaftszählung 1971 angepaßt werden. 

Da die Zahl der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte 
ständig abnimmt, ist es erforderlich, die Zahl der ein- 
zubeziehenden Betriebe zu erhöhen, um zuverlässige 
Ergebnisse auch für die Bundesländer zu erzielen. 

§ 22 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

§ 23 regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 

Die Kosten der Erhebung wurden vom Statistischen 
Bundesamt nach Abstimmung mit den Statistischen 
Landesämtern auf insgesamt 50,85 Millionen DM 
veranschlagt. Sie verteilen sich wie folgt auf den 
Bund und die Länder sowie auf die nachstehend ge- 
nannten Rechnungsjahre: 


Rechnungsjahr 


Kostenart 

1970 | 

1971 

1972 

1973 f 

1974 

| 1975 

| 1976 

| zusammen 





1000 DM 




i 

Statistische Landesämter 









persönliche Kosten 

— 

10 700 

8 900 

2 800 

1 100 

— 


23 500 

sächliche Kosten *) 


11 100 

7 400 

1 500 

475 



20 475 





zusammen . . . 

— 

21 800 

16 300 

4 300 

1 575 

— 


43 975 

Statistisches Bundesamt 









persönliche Kosten 

436 

580 

917 

910 

887 

775 

517 

5 022 

sächliche Kosten 

10 

26 

210 

729 

621 

139 

113 

00 

CO 

zusammen . . . 

446 

606 

1 127 

1 639 

1 508 

914 

630 

6 870 

Länder/Bund 









persönliche Kosten 

436 

1 1 280 

9817 

3 710 

1 987 

775 

517 

28 522 

sächliche Kosten 

t io 

11 126 

7610 

2 229 

1 096 

139 

113 

22 323 

zusammen . . . 

: 446 

22 406 

17 427 

5 939 

3 083 

914 

630 

50 845 



Haushaltsmittelmehrbedarf des Bundes 


persönliche Ausgaben 

160 

445 

570 

564 

541 

448 

295 

3 023 

sächliche Ausgaben 

24 

82 

116 

445 

337 

100 

65 

1 169 

zusammen . . . 

184 

527 

686 

1 009 

878 

548 

360 

4 192 


0 einschließlich Kosten für Zähler und Erheber 


Durch die Änderungen des Viehzählungsgesetzes 
(§ 20) entstehen keine zusätzlichen Kosten; im Rech- 
nungsjahr 1971 entfallen die Kosten für die Ermitt- 
lung des Verhältnisses der Viehbestände zur land- 
wirtschaftlich genutzten Fläche. 


Durch die Änderung des Gesetzes über eine Statistik 
der Arbeitskräfte in der Land- und Forstwirtschaft 
(§ 21) entstehen für den Bund keine zusätzlichen 
Kosten. Für die Länder werden die zusätzlichen 
jährlichen Kosten auf insgesamt 141 000 DM veran- 
schlagt. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 4 

a) Absatz 3 Nr. 2 ist zu streichen. 
Begründung 

Der Prozeß der Eingliederung der Vertriebe- 
nen ist soweit fortgeschritten und durch den 
Generationswechsel überholt, daß keine ver- 
wendbaren Ergebnisse zu dieser Frage zu 
erwarten sind. 

b) In Absatz 3 Nr. 3 sind die Worte „Einheits- 
wert der Hauptfeststellung 1964," zu strei- 
chen. 

Begründung 

Die Festsetzung der Einheitswerte ist weitge- 
hend noch nicht, zumindest nicht rechtskräf- 
tig, abgeschlossen, so daß ein beträchtlicher 
Teil der auskunftspflichtigen Betriebe inso- 
weit keine oder nur unvollständige Angaben 
machen könnte. Auch im Hinblick auf die zu- 
gepachteten oder verpachteten Flächen muß 
mit einem so hohen Fehleranteil gerechnet 
werden, daß die Erhebung dieses Merkmals 
entfallen sollte. 

c) Absatz 3 Nr. 5 ist zu streichen. 
Begründung 

Die Erhebung der forstwirtschaftlich genutz- 
ten Flächen nach Baumarten und Altersgrup- 
pen bedarf nicht einer so tiefen regionalen 
Gliederung, daß eine Totalerhebung gerecht- 
fertigt wäre. Es genügt vielmehr eine reprä- 
sentative Erhebung, die eine regionale Glie- 
derung bis zur Kreisebene gewährleistet. Das 
Merkmal sollte daher in die nach § 6 vorge- 
sehene repräsentative Erhebung in den Be- 
trieben der Forstwirtschaft verlagert werden. 

d) Absatz 3 Nr. 8 ist wie folgt zu fassen: 

„8. technische und bauliche Verhältnisse,". 

Begründung 

Für eine totale Erhebung des Maschinenbe- 
standes besteht keine Notwendigkeit. Da sich 
ein Teil der in der Landwirtschaft eingesetz- 
ten Maschinen in gemeinschaftlichem Eigen- 
tum befindet, erscheint eine genaue Feststel- 
lung ihrer Zahl nicht gewährleistet. Ferner ist 
damit zu rechnen, daß die Ergebnisse der 
Zählung erst etwa 3 bis 4 Jahre nach ihrem 
Abschluß vorliegen werden, so daß sie zum 
Zeitpunkt ihrer Veröffentlichung überholt 
sind. Es genügt daher, diese Erhebung im re- 
präsentativen Teil durchzuführen. Der Begriff 


„Einrichtungen" sollte durch den umfassende- 
ren Begriff „Verhältnisse" ersetzt werden. 

Zu § 5 

In Absatz 3 Nr. 2 sind die Worte „bauliche und 
technische Verhältnisse, Einsatz von Vollernte- 
maschinen," durch die Worte „Maschinen und 
deren Einsatz", zu ersetzen. 

Begründung 

Neben der totalen Erfassung der technischen und 
baulichen Verhältnisse in § 4 Absatz 3 Nr. 8 ist 
deren repräsentative Erfassung nicht mehr not- 
wendig. 

Im übrigen vgl. die Begründung zu dem Ände- 
rungsvorschlag zu § 4 Abs. 3 Nr. 8. 


3. Zu § 6 

In Absatz 3 ist folgende Nummer 5 anzufügen: 

„5. Gliederung der forstwirtschaftlich genutzten 
Flächen nach Baumarten und Altersgrup- 
pen." 

Begründung 

Vergleiche die Begründung zum Änderungsvor- 
schlag zu § 4 Abs. 3 Nr. 5. 


4. Zu §§ 5 und 6 

In den §§ 5 und 6 ist jeweils folgender Absatz 4 
anzufügen: 

„(4) Die vorstehenden Vorschriften finden in 
Berlin und Bremen keine Anwendung." 

Begründung 

Bei der geringen Zahl der in Berlin und Bremen 
vorhandenen Betriebe hätte eine repräsentative 
Erhebung nicht die gewünschte Aussagekraft. 


5. Zu § 8 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Die Weinbauerhebung (§ 2 Nr. 3) findet 
in den Monaten Dezember 1972, Januar und 
Februar 1973 statt." 

Begründung 

Diese Terminverlängerung erscheint notwendig, 
um die Erhebungen sorgfältig und ohne Zeit- 
druck durchführen zu können (Häufung von Fei- 
ertagen). 
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6. Zu § 12 

In Nummer 1 ist folgender Halbsatz anzufügen: 

„sowie ihre Familienangehörigen hinsichtlich der 
sie betreffenden Erhebungstatbestände,''. 

Begründung 

Für die Erhebung von Tatbeständen über per- 
sönliche Verhältnisse der sonstigen im Betrieb 
lebenden Personen — z. B. § 4 Abs. 3 Nr. 3 und 
7 und § 5 Abs. 3 Nr. 1 — ist eine besondere Aus- 
kunftspflicht zu begründen, da diese Angaben 
nicht immer vom Betriebsinhaber oder -leiter zu 
erlangen sind. 

7. Nach § 13 

Nach § 13 ist folgender § 13 a einzufügen: 

„§ 13 a 

„(1) Bund, Länder, Gemeinden, Gemeindever- 
bände und sonstige juristische Personen des 
öffentlichen Rechts sind verpflichtet, ihre Bedien- 
steten auf Anforderung der Erhebungsstellen für 
die Zählertätigkeit zur Verfügung zu stellen. 

(2) Lebenswichtige Tätigkeiten öffentlicher 
Dienste dürfen durch diese Verpflichtung nicht 
unterbrochen werden." 

Begründung 

Die Vorschrift sieht eine Verpflichtung der Be- 
hörden von Bund, Ländern und Gemeinden so- 
wie sonstiger juristischer Personen des öffent- 
lichen Rechts zur Gestellung von Zählern vor. 
Eine Einschränkung dieser Verpflichtung regelt 
Absatz 2. Er bezieht sich auf öffentliche Dienste, 
deren lebenswichtige Tätigkeit keine Unterbre- 
chung erlaubt. Hierbei sollen jedoch nur die für 
den technischen Betrieb unbedingt notwendigen 
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Personen von der Zählertätigkeit freigestellt 
werden. (Vergleiche § 7 des Volkszählungsgeset- 
zes 1970.) 

8 . Nach § 21 

Nach § 21 ist folgender § 21 a einzufügen: 

„§ 21 a 

Der Bund gewährt den Ländern zum Aus- 
gleich der Mehrbelastungen, die ihnen und den 
Gemeinden durch dieses Gesetz auferlegt wer- 
den, eine Finanzzuweisung in Höhe von 25,5 Mil- 
lionen DM. Diese Finanzzuweisung wird nach 
der Zahl der erfaßten Betriebe unter den Län- 
dern aufgeteilt. Die Finanzzuweisung ist in zwei 
gleichen Teilbeträgen am 1. Juli 1971 und am 
1. Juli 1972 zu zahlen." 

Begründung 

Nach der Kostenschätzung des Bundes in der 
amtlichen Begründung zum Gesetzentwurf sind 
die auf die Länder entfallenden Kosten auf ins- 
gesamt 43 974 000 DM zu veranschlagen. Hinzu 


kommen 

zusätzliche Kosten für Erheber . . 954 000 DM 

Kosten für Zuschüsse an die Ge- 
meinden 4 800 000 DM 

Kosten für den Einsatz von EDV- 

Anlagen 1 000 000 DM, 


so daß die insgesamt auf die Länder entfallenden 
Kosten sich auf ca. 50 728 000 DM belaufen wer- 
den. 

Die Höhe dieser Kosten erfüllt die Vorausset- 
zungen des Artikels 106 Abs. 4 Satz 2 des 
Grundgesetzes. Im Hinblick auf die Interessen- 
anteile der Konsumenten erscheint eine 50°/oige 
Beteiligung des Bundes an den den Ländern und 
Gemeinden entstehenden Kosten gerechtfertigt 
und geboten. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung ist mit den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates zu 1. b), 4., 5., 6. und 7. 
einverstanden, ohne sich allerdings den Ausführun- 
gen der Begründung in allen Punkten anzuschließen. 
Bezüglich Nummer 4, nach der die Vorschriften der 
§§ 5 und 6 in Berlin und Bremen keine Anwendung 
finden sollen, wird unterstellt, daß die Ergebnisse 
für diese beiden Länder soweit möglich aus ihren 
Verwaltungsunterlagen und laufenden Statistiken 
zur Verfügung gestellt werden, um vollständige Er- 
gebnisse der Landwirtschaftszählung (LZ) für das ge- 
samte Bundesgebiet ausweisen zu können. 

Dagegen widerspricht die Bundesregierung den Vor- 
schlägen des Bundesrates zu 1. a), c) und d) sowie 
2., 3. und 8. 

Zu 1. a) 

Durch die Landwirtschaftszählung wird ein Bild über 
die Struktur der Land- und Forstwirtschaft und da- 
mit auch des Anteils der Vertriebenen und Flücht- 
linge gewonnen. 

über die mit erheblichem Aufwand bisher durchge- 
führten Maßnahmen für die besonders schwierige 
Eingliederung der vertriebenen und geflüchteten 
Landwirte wird aus staatspolitischen Gründen 
neuestes Zahlenmaterial benötigt. 

Für die Deutschen aus der DDR, zu deren Gunsten 
Leistungen aufgrund erst in jüngster Zeit erlassener 
gesetzlicher Vorschriften erbracht werden, liegt Zah- 
lenmaterial, wie es aus der Landwirtschaftszählung 
gewonnen werden kann, überhaupt noch nicht vor. 
Der Auffassung des Bundesrates, daß keine ver- 
wendbaren Ergebnisse zu diesen Fragen zu erwarten 
sind, kann nicht gefolgt werden; der in diesem Zu- 
sammenhang angeführte Generationswechsel ist be- 
deutungslos, weil nachgeborene Kinder wegen ihres 
jugendlichen Alters in der Regel noch nicht Inhaber 
von Betrieben sein können. 

Die Erfassung der Vertriebenen- und Flüchtlings- 
eigenschaft war bisher im Gesetz über Bodennut- 
zungs- und Ernteerhebung vorgesehen. Sie soll dort 
gestrichen werden und letztmalig in der Landwirt- 
schaftszählung 1971 erfolgen. Diese letzte Gelegen- 
heit sollte wahrgenommen werden. 

Zu 1. c) und 3. 

Die Gliederung der forstwirtschaftlich genutzten 
Flächen nach Baumarten und Altersgruppen im Rah- 
men der Vollerhebung und damit für jeden einzel- 
nen Bertieb mit Waldflächen erscheint notwendig, 
um diese Betriebe ebenso wie die übrigen Betriebe 
sozialökonomisch zuverlässig gliedern zu können. 


Nur bei einer differenzierten Erfassung der Wald- 
fläche nach einigen wenigen Baumarten und Alters- 
gruppen können entsprechend abgestufte Koeffi- 
zienten zur Berechnung der Betriebseinkommen be- 
nutzt werden. Die in der Stellungnahme des Bundes- 
rates empfohlene repräsentative Erfassung (Nr. 3) 
gewährleistet keine regionale Gliederung der Ergeb- 
nisse bis zur Kreisebene, wie sie für die sozial- 
ökonomische Gliederung der Betriebe benötigt wird. 


Zu 1. d) und 2. 

In der LZ 1971 sollen nur einige wichtige „Leit- 
maschinen" der höchsten Mechanisierungsstufe er- 
hoben werden, die zudem größtenteils im Rahmen 
des gemeinsamen EWG-Programms erfaßt werden 
müssen. Im Rahmen dieses EWG-Programms müssen 
für Bund, Länder und Regierungsbezirke u. a. Ergeb- 
nisse über die Verwendung dieser Maschinenarten 
überhaupt und im Alleinbesitz der Betriebe nach 
mehreren Betriebsgrößenklassen sowie für einige 
wichtige Fruchtarten, wie Getreide, Zuckerrüben und 
Kartoffeln, nach verschiedenen Größenklassen der 
Anbaufläche nachgewiesen werden. Bei den in der 
Bundesrepublik vorherrschenden Betriebsgrößen- 
und Anbauverhältnissen ist es nicht möglich, durch 
eine Repräsentativerhebung Informationen über die 
Verwendung von Leitmaschinen mit tragbaren Stich- 
probenfehlern zu gewinnen. Erst recht könnten 
durch eine Repräsentativerhebung keine Ergebnisse 
für Verwaltungsbezirke unterhalb der Ebene der 
Regierungsbezirke zur Verfügung gestellt werden, 
so daß die Erfassung der Maschinen im Rahmen der 
Vollerhebung erfolgen muß. 

Die in § 5 Abs. 3 Nr. 2 des Gesetzentwurfs vorge- 
sehene Erfassung der baulichen und technischen 
Verhältnisse in einer repräsentativen Erhebung er- 
scheint zweckmäßig, um die Vollerhebung von eini- 
gen Erhebungstatbeständen baulicher und techni- 
scher Art zu entlasten. 


Zu 8. 

Gegen den vom Bundesrat vorgeschlagenen § 21 a 
bestehen erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken. 
Die Gesetze über die Statistiken für Bundeszwecke 
sind nach Artikel 83 GG von den Ländern als eigene 
Angelegenheit auszuführen. Daraus ergibt sich nach 
Artikel 104 a Abs. 1 GG, daß die Länder auch die 
bei der Erfüllung dieser Aufgabe erwachsenen Ko- 
sten zu tragen haben. 

Finanzzuweisungen des Bundes wären nur unter 
dem Gesichtspunkt des Artikels 106 Abs. 4 Satz 2 
GG zulässig. Nach dieser Vorschrift können Mehr- 
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belastungen, die den Ländern durch Bundesgesetze 
auferlegt werden, durch Finanzzuweisungen des 
Bundes ausgeglichen werden, wenn die Mehrbe- 
lastungen von kurzer Dauer und die Vuiausseizuii- 
gen zur Änderung des Beteiligungsverhältnisses an 
der Umsatzsteuer erfüllt sind, d. h. wenn sich das 
Verhältnis zwischen den Einnahmen und Ausgaben 
des Bundes und der Länder durch die Mehrbelastun- 
gen so wesentlich anders entwickelt, daß ohne die 
Finanzzuweisungen die Steueraufteilung auf Bund 
und Länder geändert werden müßte. 

Diese Voraussetzung ist hier nicht gegeben. Die 
Höhe der Belastungen durch das Landwirtschafts- 
zählungsgesetz 1971 für alle Länder auf die Dauer 
von drei Jahren rechtfertigt keine Änderung des Be- 
teiligungsverhältnisses an der Umsatzsteuer. Die 
jährliche Belastung beträgt 1971 rd. 22 Millionen 
DM, 1972 rd. 16 Millionen DM. Demgegenüber wer- 
den sich die Steuereinnahmen allein der Länder und 
Gemeinden in jedem dieser Jahre voraussichtlich auf 
75 bis 80 Mrd. DM belaufen. Schon dieser Vergleich 


der Größenordnung zeigt, daß die verfassungsrecht- 
lichen Voraussetzungen für eine Finanzzuweisung 
nicht erfüllt sind. 

Der Bund hat zwar Finanzzuweisungen an die Län- 
der bei den Großzählungen der Jahre 1960 bis 1962 
(dazu gehörte auch die Landwirtschaftszählung 
1960), bei der Wohnungszählung 1968 und bei der 
Volkszählung 1970 bewilligt. Hier handelte es sich 
aber um andere Größenordnungen (1960 bis 1962 
ca. 151 Millionen DM; Wohnungszählung 1968 in 
Verbindung mit anderen Zählungen ca. 102 Millio- 
nen DM; Volkszählung 1970 ca. 158 Millionen DM). 
Die in der Stellungnahme des Bundesrates genann- 
ten Mehrkosten der LZ 1971 sind offensichtlich un- 
begründet. In die Begründung der Regierungsvor- 
lage zum Landwirtschaftszählungsgesetz ist die Ko- 
stenkalkulation der Statistischen Landesämter ein- 
gegangen, die vom Statistischen Landesamt Nord- 
rhein-Westfalen für das gesamte Bundesgebiet 
durchgeführt und der Bundesregierung vom Statisti- 
schen Bundesamt zur Verfügung gestellt worden ist. 



